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Das Bildungszeitgesetz hat sich bewährt. Es darf nicht beschnitten werden 

Bis zu fünf Tagen bezahlte Freistellung im Jahr für die selbst-

gewählte Fortbildung von Beschäftigten - das ermöglicht das 

Bildungszeitgesetz. Weiterbildungen können sowohl im beruf-

lichen wie auch politischen Bereich und in der Ehrenamtsqua-

lifizierung in Anspruch genommen werden. Die Bildungszeit 

hilft somit dabei, individuelle Karrierewege zu fördern, den 

Fachkräftebedarf zu sichern und den gesellschaftlichen Zu-

sammenhalt zu stärken. Vor vier Jahren hat die damalige grün-

rote Landesregierung das Gesetz verabschiedet und damit 

endlich auch den Beschäftigten in Baden-Württemberg er-

möglicht, sich während der Arbeitszeit selbstbestimmt fortbil-

den zu können, so wie es mit der Ratifizierung des Abkom-

mens 140 der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) be-

reits 1974 beschlossen wurde. Jetzt wurde das Gesetz evalu-

iert. Der Abschlussbericht der Evaluation zeigt, dass sich das 

Gesetz bereits nach der relativ kurzen Anwendungsdauer be-

währt hat und Anreize zur Weiterbildung bietet. Zwei von drei 

der Anspruchsberechtigten beurteilen das Gesetz als sehr gut 

oder gut, kaum jemand als schlecht. 

 
Bewertung des Bildungszeitgesetzes aus Sicht der Anspruchs-
berechtigten (Quelle Evaluationsbericht des Bildungszeitgesetzes BW, 

2019) 

 

Aus der Evaluation geht aber auch hervor, dass lediglich  34,5 

Prozent der Anspruchsberechtigten das Bildungszeitgesetz 

kennen. Das ist deutlich zu wenig.  Hier muss insbesondere die 

Landesregierung nachlegen, um die Bildungszeit bekannter zu 

machen.  

Trotz der positiven Bewertungen gibt es Grund zur Besorgnis. 

Aus den Nebenabreden des Koalitionsvertrages geht hervor, 

dass die grün-schwarze Landesregierung die Axt an die Bil-

dungszeit anlegen möchte, sofern die Ergebnisse des Evalua-

tionsberichts nicht dagegen sprechen. Wenn es soweit kom-

men sollte, müssen sich die Beschäftigten darauf einstellen, 

künftig für die Teilnahme an Bildungszeitmaßnahmen der po-

litische Bildung und der Ehrenamtsqualifizierung auf Erho-

lungsurlaub zu verzichten. Dies wäre nach der ILO-Norm 140 

unzulässig. Sie sichert den Beschäftigten bezahlte Bildungs-

freistellung während der Arbeitszeit zu. Einschnitte bei der Bil-

dungszeit wären in Zeiten von Fake-News und zunehmenden 

Angriffen auf demokratische Werte ein völlig falscher und 

rückwärtsgewandter Schritt.  

Warum aber sollen Unternehmen einen Beitrag für die politi-

sche Bildung und die Ehrenamtsqualifizierung der Beschäftig-

ten leisten? Zum einen, weil es eine emanzipatorische Errun-

genschaft ist und Kompetenzen der Beschäftigten fördert. Zum 

anderen, weil die Bildungszeit dazu beiträgt, dass sich Men-

schen in diesem Land  für eine demokratische Gesellschaft en-

gagieren. Eine lebendige und starke Demokratie bildet über-

haupt erst die Grundlage für erfolgreiches unternehmerisches 

Handeln.  

Das Bildungszeitgesetz kann an vielen Stellen noch verbessert 

werden, es darf jetzt aber zu keinen Verschlechterungen für 

die Beschäftigten kommen. Die fünf Tage Bildungszeit dürfen 

nicht beschnitten werden. Das sieht nicht nur der DGB so, son-

dern das gesamte Bündnis Bildungszeit, in dem sich 17 Orga-

nisationen zusammengeschlossen haben.   
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